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Die negativen Aspekte des Begriffs des Völkermordes*

Von Prof. Dr. Irakli Dvalidze, Iwane-Dschawachischwili-Staatliche Universität Tbilisi

I. Einführung

Für eine kleine Nation wie die der Georgier, deren Land 
zu zwanzig Prozent besetzt ist, ist es von entscheidender 
Bedeutung, Instrumente des internationalen Rechts ein-
zusetzen, um einerseits die Unabhängigkeit des Staates 
zu bewahren und andererseits Völkermord und andere 
völkerrechtliche Verbrechen auf dem eigenen Staatsge-
biet zu verhindern. Leider wurde Georgien häufig von 
mächtigen Imperien angegriffen, was mit ethnischen 
Säuberungen, Massen- und Völkermord einherging. An-
gesichts dieser historischen Realität erscheint die Be-
deutung des Völkerstrafrechts sowie eine gründliche 
Auseinandersetzung mit dem Wesen des Völkermordes 
und der Möglichkeiten seiner Prävention umso wichti-
ger.

In den vergangenen Jahrhunderten kam es wieder-
holt zu Fällen von Völkermord an der georgischen Na-
tion. So verlangte der Sultan von Choresm, Dschalal 
ad-Din, im Jahr 1226 von den Georgiern nicht nur, dem 
Christentum abzuschwören, sondern auch, christliche 
Reliquien (Ikonen des Erlösers und der Jungfrau Maria) 
zu beleidigen und mit Füßen zu treten. Diejenigen, die 
sich seinem Befehl widersetzten, wurden enthauptet.1 
Viele Georgier verleugneten ihren Glauben jedoch nicht 
und wiedersetzten sich dem Befehl, weshalb Chronisten 
von bis zu 100.000 getöteten Christen ausgehen.2 Die 
georgisch-orthodoxe Kirche hat die an diesem Tag ge-
marterten 100.000 große Helden heiliggesprochen.3 Der 

* Deutsche Übersetzung des Aufsatzes von Frau Marika Tu-
rava, Lektoratsmitglied der Deutsch-Georgischen Strafrechts-
zeitschrift (DGStZ).
1 Siehe Abashidze, Zaza, in: Abashidze, Zaza/Bakhtadze, 
Mikheil/Janelidze, Otar (Hrsg.), Georgien und die Georgier, 
3. Aufl., 2020, S. 196 f.
2 Siehe Abashidze, Zaza, in: Abashidze, Zaza/Bakhtadze, 
Mikheil/Janelidze, Otar (Hrsg.), Georgien und die Georgier, 
3. Aufl., 2020, S. 197.
3 Nozadze, Teona, 100.000 Märtyrer, http://www.ambioni.
ge/100-000-wamebuli (zuletzt abgerufen: 31.07.2023); zu 
den Heiligen 100.000 Märtyrern, die von den Khvarazmen 
in Tbilisi gemartert wurden (+1227) siehe ebenfalls https://

von Schah-Abbas I. in Kartlien-Kachetien umgesetzte 
Plan, der auf die Vernichtung des größten Teils der ge-
orgischen Nation abzielte, ist als Völkermord aus Grün-
den der Nationalität und der Religion zu betrachten. Die 
Vertreibung der georgischen Bevölkerung nach Persien 
war ein wesentlicher Bestandteil dieses Plans, der auch 
die Muslimisierung und Persianisierung der die Ver-
treibung überlebenden Georgier umfasste.4 Infolge von 
vier Invasionen durch Schah-Abbas I. in den Jahren 1614 
bis 1617 wurden 100.000 Einwohner Kachetiens vom 
Feind getötet sowie 200.000 gefangen genommen und 
in die inneren Provinzen Irans zwangsumgesiedelt. Die 
Nachkommen der überlebenden Bevölkerung wurden in 
Fereydan, der Provinz Isfahan, Chorasan, Mazandaran 
usw. angesiedelt.5 Leider kam es während der bewaffne-
ten Konflikte und Kriegshandlungen in Georgien in den 
vergangenen dreißig Jahren erneut zu ethnischen Säube-
rungen und Taten, die Anzeichen von Völkermord an der 
georgischen Nation aufwiesen.

Art. 407 des Strafgesetzbuches von Georgien6 (Völ-
kermord) spiegelt insgesamt den Geist der am 9. Dezem-
ber 1948 beschlossenen Konvention über die Verhütung 
und Bestrafung des Völkermordes wider, auch wenn 
die Definition des Völkermordes in beiden Rechtsakten 
nicht vollständig ist und einige Änderungen erfordert.

Ziel des vorliegenden Aufsatzes ist es, festzustellen, 
inwieweit die materiell-rechtliche Definition des Völ-
kermordes etymologisch mit dem Begriff „Völkermord“ 
übereinstimmt. Nach zutreffender Auffassung „hängt 
die Schwierigkeit der Bekämpfung des Völkermordes, 

www.orthodoxy.ge/tveni/oqtomberi/31-100atasi.htm (zuletzt 
abgerufen: 31.07.2023).
4 Tchitchinaze, Zakaria, Dunkle Zeiten (Die Zwangs-
umsiedlung von Georgiern nach Fereydan), siehe 
https://martlmadidebloba.ge/istoria6.html (zuletzt abgerufen: 
31.07.2023).
5 Siehe Jamburia, Givi, in der Tetralogie: Asatiani, Nodar/
Otkhmezuri, Giorgi/Samsonidze, Mikheil/Jamburia, Givi, 
Geschichte Georgiens, Georgien vom 13. bis 19. Jahrhundert, 
Band III, 2020, S. 200 ff.
6 Im Folgenden abgekürzt als gStGB.

http://www.ambioni.ge/100-000-wamebuli
http://www.ambioni.ge/100-000-wamebuli
https://www.orthodoxy.ge/tveni/oqtomberi/31-100atasi.htm
https://www.orthodoxy.ge/tveni/oqtomberi/31-100atasi.htm
https://martlmadidebloba.ge/istoria6.html
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so überraschend dies auch sein mag, mit seinem unein-
heitlichen Verständnis als Verbrechen zusammen“.7 Um 
diese Schwierigkeit zu überwinden, muss zunächst ge-
klärt werden, wie die schutzwürdigen Gruppen in der 
Definition des Völkermordes erfasst sind.

Dieses Problem wird dadurch verschärft, dass 
Art.  407 gStGB neben der vollständigen oder teilwei-
sen Vernichtung von Gruppen, deren Mitglieder durch 
nationale, ethnische, rassische und religiöse Gründe 
miteinander verbunden sind, auch die vollständige oder 
teilweise Vernichtung einer Gruppe, „die wegen ande-
rer Gründe vereint ist“, zu den alternativen Zielen des 
Völkermordes zählt. Dementsprechend ist zu prüfen, 
inwieweit es angemessen ist, nicht abschließend von 
„schutzwürdigen Gruppen“ zu sprechen, sondern diese 
namentlich aufzulisten, und inwieweit es sinnvoll ist, 
dem Normanwender einen erweiterten Ermessensspiel-
raum hinsichtlich der genannten Gruppen einzuräumen.

Der Aufsatz soll zudem klären, was mit dem sub-
jektiven Begriff des Völkermordes, nämlich der ,,Zer-
störungsabsicht“, gemeint ist.

II. Die vor Völkermord „zu schützenden 
Gruppen“ in internationalen Rechtsakten

Raphael Lemkin, der Schöpfer des Begriffs „Genozid“, 
hat „anhand der von Deutschland im besetzten Europa 
begangenen Taten die Methoden zur Durchführung des 
Völkermordes umfassend dargelegt, die durch politi-
sche, soziale, kulturelle, wirtschaftliche, biologische, 
physische, religiöse und moralische Gründen bestimmt 
werden können.“8 In der Resolution Nr. 96  (I) der Ge-
neralversammlung der Vereinten Nationen vom 11. De-
zember 19469 werden rassische, politische und religiöse 
Gruppen namentlich erwähnt und zudem ein erweiterter 
Anwendungsspielraum durch die Formulierung „andere 
Gruppen“ gewährt. Im Gegensatz zum Konzept Lem-

kins werden in Art.  2 der Konvention über die Verhü-

7 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 191.
8 Bieńczyk-Missala, Aghieszka, Raphael Lemkin’s Legacy in 
International Law, in: Odello, Marco/Łubiński, Piotr (Hrsg.), 
The Concept of Genocide in International Criminal Law, De-
velopments after Lemkin, 2020, S. 7 f.
9 https://www.legal-tools.org/doc/f438af/pdf (zuletzt abgeru-
fen: 12.07.2023).

tung und Bestrafung des Völkermordes vier Zielgruppen 
explizit genannt, nämlich nationale, ethnische, rassische 
und religiöse Gruppen, während die politische Gruppe 
nicht erwähnt wird.10 Die oben angesprochene Resolu-
tion enthält also keine abschließende Aufzählung der 
schutzwürdigen Gruppen, während die Konvention über 
die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes eine 
völlig andere Haltung einnimmt, da in ihr „die Liste 
der schutzwürdigen Gruppen abschließend dargestellt 
wird, was oft zum Gegenstand der Kritik geworden 
ist“11. Nach einer im juristischen Schrifttum vertretenen 
Auffassung sollten die tatbestandlich erfassten Gruppen 
„stabil“ und nicht „fluktuierend“ – wie es etwa bei poli-
tischen, wirtschaftlichen und kulturellen Gruppen der 
Fall ist – sein.12

Obwohl die Konvention über die Verhütung und Be-
strafung des Völkermordes eine erschöpfende Liste der 
schutzwürdigen Gruppen enthält, wurde die Meinung 
geäußert, dass unter dem Einfluss des Völkergewohn-
heitsrechts auch andere Gruppen vom Tatbestand des 
Völkermordes erfasst werden sollten.13 „Die Auffas-
sung, dass die in der Konvention vorgesehene Liste der 
Gruppen nicht erschöpfend ist, wird mit Ausnahme der 
Rechtssache Akayesu (Prosecutor v. Akayesu) weder 
vom Präzedenzrecht noch von der gängigen Praxis und 
der opinio juris der Staaten geteilt und kann daher nicht 
aus dem geltenden Recht abgeleitet werden. Sowohl die 
Berufungskammer des Internationalen Strafgerichtshofs 
für Ruanda (IStGHR) als auch der Internationale Straf-
gerichtshof (IStGH) teilen diese Auffassung.“14

In Art.  6 des Statuts des Internationalen Strafge-
richtshofs (IStGH-Statut) vom 17. Juli 199815 werden 
vier Gruppen abschließend aufgeführt. Konkret sind 

10 Darauf hinweisend auch Tsulaia, siehe Tsulaia, David, The 
Genesis of Genocide, Journal of Law 2/2013, TSU, 200.
11 Ambos, Kai, Treatise on International Criminal Law, 2022, 
S. 6.
12 Siehe Ambos, Kai, Treatise on International Criminal Law, 
2022, S. 6.
13 Siehe Cryer, Robert/Robinson, Darryl/Vasiliev, Sergey, An 
Introduction to International Criminal Law and Procedure, 4. 
Aufl., 2013, S. 210.
14 Cryer, Robert/Robinson, Darryl/Vasiliev, Sergey, An Intro-
duction to International Criminal Law and Procedure, 4. Aufl., 
2013, S. 211.
15 http://www.humanrights.ge/files/Rome%20Statute.pdf (zu-
letzt abgerufen: 12.07.2023).

https://www.legal-tools.org/doc/f438af/pdf
http://www.humanrights.ge/files/Rome Statute.pdf
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dies nationale, ethnische, rassische und religiöse Grup-
pen. Andere Gruppen, wie z.B. politische Gruppen, 
sexuelle Minderheiten oder Menschen mit Behinderun-
gen werden vom Tatbestand indes nicht erfasst. Zudem 
stellen Atheisten keine religiöse Gruppe dar und fallen 
demnach nicht in den Schutzbereich des Tatbestandes 
des Völkermordes aus religiösen Gründen.16

III. Völkermord nach dem georgischen 
Strafgesetzbuch

Nach zutreffender Auffassung „gibt es auf nationaler 
Ebene Rechtsordnungen, die durch nationales Recht 
eine weitgehende Definition der schutzwürdigen Grup-
pen anerkannt haben. Auf nationaler Ebene hat der Staat 
das Recht, Normen unter weiter Auslegung anzuwen-
den, wobei es der Zustimmung anderer Staaten nicht 
bedarf.“17 Georgien ist einer dieser Staaten. Im Gegen-
satz zum Begriff des Völkermordes in internationalen 
Rechtsakten (z.B. der Konvention über die Verhütung 
und Bestrafung des Völkermordes und dem IStGH-
Statut) ist die Definition des Völkermordes in Art. 407 
gStGB in einigen Fällen weiter und in anderen enger ge-
fasst:

„Völkermord, d.h. eine Handlung, die in der Ab-

sicht begangen wird, einen abgestimmten Plan zur 

vollständigen oder teilweisen Ausrottung einer durch 

nationale, ethnische, rassische, religiöse oder sonstige 

Merkmale verbundenen Gruppe zu verwirklichen, und 

die darin besteht, Angehörige einer solchen Gruppe zu 

töten, ihrer Gesundheit schweren Schaden zuzufügen, 

ihnen absichtlich schwierige Lebensbedingungen zu 

schaffen, ihre Geburtenzahl gewaltsam herabzusetzen 

oder ein Kind mit Zwang von einer ethnischen Gruppe 

in eine andere zu überführen, wird mit Freiheitsstrafe 

von zwölf bis zwanzig Jahren oder mit lebenslänglichem 

Freiheitsentzug bestraft.“

Im Gegensatz zum georgischen Strafgesetzbuch 
beginnt die Verantwortung für Völkermord nach dem 
IStGH-Statut erst ab dem 18. Lebensjahr und auch ist es 

16 Turava, Merab, Die Grundlagen des Völkerstrafrechts, 
2015, S. 92.
17 Cryer, Robert/Robinson, Darryl/Vasiliev, Sergey, An Intro-
duction to International Criminal Law and Procedure, 4. Aufl., 
2013, S. 211.

nicht erforderlich, dass der Völkermord von einer krimi-
nellen Gruppe begangen wird.18 Im georgischen Straf-
recht liegt die Grenze zur Strafmündigkeit für alle De-
likte, einschließlich des Völkermordes, gemäß Art.  33 
gStGB bei 14 Jahren. Gemäß Art. 407 gStGB muss der 
Völkermord nach einem abgestimmten Plan begangen 
werden, d.h. die vorherige Vereinbarung, einen Völker-
mord zu begehen, ist ein immanentes Merkmal dieses 
Verbrechens.

Zustimmung verdient die Ansicht von Turava, nach 
der – im Gegensatz zum IStGH-Statut – das georgische 
Strafgesetzbuch „den Bereich der Strafbarkeit wegen 
Völkermordes durch die Ausweitung des Kreises der 
schutzwürdigen Personen erweitert hat, dies aber nicht 
auf einer Notwendigkeit beruhte.“19

Gemäß dem IStGH-Statut muss der Täter nicht wis-
sen, dass die gewaltsam von einer Gruppe in eine andere 
überführte Person das Alter von 18 Jahren noch nicht 
erreicht hat und es sich folglich um ein Kind handelt.20 
Interessant ist auch die Tatsache, dass das georgische 
Strafgesetzbuch den Tatbestand der erzwungenen Über-
führung eines Kindes nur im Hinblick auf die ethnische 
Gruppe kennt, während das IStGH-Statut eine solche 
Einschränkung nicht vorsieht.21 Die Bestimmung in 
Art. 407 gStGB bezüglich der Überführung eines Kin-
des wird im juristischen Schrifttum kritisiert, da ange-
nommen wird, dass das Verbrechen des Völkermordes 
nicht nur durch die erzwungene Überführung eines Kin-
des in eine andere ethnische Gruppe, sondern auch in 
anderen Fällen, beispielsweise durch die Überführung 
in eine andere religiöse Gruppe erfüllt werden kann.22 
Dieser Meinung ist teilweise zuzustimmen, allerdings 
unter der Voraussetzung, dass die erzwungene Überfüh-
rung eines Kindes nur dann als Völkermord betrachtet 
werden sollte, wenn die schutzwürdige Gruppe durch 
biologische Merkmale bestimmt ist und ihre physische 
oder soziale (kulturelle) Ausrottung möglich ist. Daher 

18 Siehe Turava, Merab, Die Grundlagen des Völkerstraf-
rechts, 2015, S. 93.
19 Siehe Turava, Merab, Die Grundlagen des Völkerstraf-
rechts, 2015, S. 97.
20 Siehe Turava, Merab, Die Grundlagen des Völkerstraf-
rechts, 2015, S. 95.
21 Siehe Turava, Merab, Die Grundlagen des Völkerstraf-
rechts, 2015, S. 97.
22 Siehe Tskitishvili, Temur, Begriff und Tatbestand des Völ-
kermordes, Justice and Law, 3/2010, 140.
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sollte sich der Tatbestand der erzwungenen Überführung 
eines Kindes nur auf solche Gruppen beziehen, die sich 
in nationaler, ethnischer oder rassischer Hinsicht von-
einander unterscheiden. So erscheint beispielsweise eine 
Strafbarkeit wegen Völkermordes bei einer erzwunge-
nen Überführung eines Kindes in eine andere politische 
Gruppe nicht sachgerecht bzw. nicht mit dem Strafgrund 
dieses Delikts im Einklang stehend.

Zudem macht Art.  407 gStGB einen terminologi-
schen Unterschied in Bezug auf die Überführung eines 
Kindes. Während das IStGH-Statut diesbezüglich ein 
„gewaltsames“ Vorgehen fordert, stellt das georgische 
Strafgesetzbuch auf eine „erzwungene“ Überführung 
ab.23

Die Aufnahme der „durch sonstige Merkmale ver-
bundenen Gruppe“ in Art.  407 gStGB bietet die Mög-
lichkeit einer weiten Auslegung. Dabei versteht es sich 
von selbst, dass die Interpretation der Norm nicht zu ab-
surden Schlussfolgerungen führen darf. Folglich kann es 
nicht gerechtfertigt sein, eine Handlung, die zur vollstän-
digen oder teilweisen Vernichtung einer aus beliebigen 
Gründen verbundenen Gruppe führen soll, als Völker-
mord zu qualifizieren. Beispielhaft lässt sich hier die Ver-
nichtung von Menschen, die aufgrund einer bestimmten 
Körpergröße oder eines gleichen Geburtstages oder als 
Anhängerschaft einer Fußballmannschaft eine Gruppe 
bilden, nennen. Eine derart weit gefasste Auslegung ent-
spräche in keiner Weise dem durch die Norm des Völker-
mordes geschützten Zweck oder, in anderen Worten, dem 
durch die Konvention geschützten Interesse.

IV. Schutzwürdige Gruppen die nicht unter 
die Definition des Völkermordes fallen

Bekanntlich setzt sich der von Lemkin geprägte Begriff 
„Völkermord“ aus dem griechischen Wort genos (was 
„Stamm“ oder „Volk“ bedeutet) und dem lateinischen 
Verb caedere (in der Bedeutung von „töten“) zusam-
men.24 Die Ansicht, dass „das Konzept von Lemkin be-
züglich des Begriffs des Völkermordes eindeutig über 
das etymologische Verständnis von Genozid hinaus-

23 Siehe Turava, Merab, Die Grundlagen des Völkerstraf-
rechts, 2015, S. 97.
24 Siehe Satzger, Helmut, International and European Criminal 
Law, 2021, S. 246.

geht“25, ist zutreffend. Eine analysierende Betrachtung 
zeigt, dass der erste Teil des Begriffs „Genozid“ (génos) 
auf eine durch Vererbung erworbene, organische Grund-
lage hinweist, also ein biologisches Element bezeich-
net.26 „Es stellt sich heraus, dass Nation, Ethnie und 
Rasse mehr oder weniger jenes gemeinsame Zeichen 
menschlicher Einheit haben, das der griechische Begriff 
,génos‘ in einem allgemeinen Kontext darstellt, wobei 
dasselbe aber nicht in Bezug auf Religion gesagt wer-
den kann.“27 Nach Ansicht Tsulaias sollte eine religiöse 
Gruppe in die Definition der Konvention nicht einbe-
zogen werden.28 „Was die Frage der religiösen Gruppe 
betrifft, so sollte der Gesetzgeber einen selbständigen 
Straftatbestand schaffen. Andernfalls wäre die Forde-
rung, auch andere Gruppen in den Tatbestand des Völ-
kermordes der Konvention einzubeziehen, konsequent 
und gerecht. Wird die Frage in dieser Hinsicht nicht 
geklärt, würde dies zurecht zu einer Verwechslung des 
Begriffs des Völkermordes der Konvention mit Polizid, 
Demozid, Ethnozid und anderen Begriffen führen, was 
jedoch völlig inakzeptabel wäre.“29

Im juristischen Schrifttum wird auch darauf hin-
gewiesen, dass einer der Nachteile der Definition des 
Völkermordes darin besteht, dass diese den kulturellen 
Völkermord (z.B. die Zerstörung der Sprache oder Kul-
tur einer Gruppe) oder die Ausrottung einer politischen 
Gruppe nicht erfasst.30 Der zweite Schwachpunkt liegt in 
der Tatsache, dass die vier in der Völkermordkonvention 
genannten Gruppen (nationale, ethnische, rassische und 
religiöse) weder definiert noch entsprechende Bestim-
mungskriterien festgelegt werden.31

In Bezug auf den kulturellen Völkermord wird al-
lerdings auch eine gegenteilige Meinung vertreten. „Ob-

25 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 195.
26 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 195.
27 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 196.
28 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 196.
29 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 216.
30 Siehe Cassese, Antonio/Gaeta, Paola, Cassese’s Internatio-
nal Criminal Law, 2013, S. 113.
31 Siehe Cassese, Antonio/Gaeta, Paola, Cassese’s Internatio-
nal Criminal Law, 2013, S. 113.
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wohl der kulturelle Völkermord weder in der Konven-
tion noch im Gewohnheitsrecht vorgesehen ist, ist die 
gewaltsame Verbringung eines Kindes sehr eng mit dem 
letztgenannten Begriff verbunden.“32 Dies überzeugt, 
denn das Kind wächst nach der zwangsweisen Über-
führung in eine andere Gruppe in einer anderen Gesell-
schaft auf, in der es eine andere Kultur und größtenteils 
eine andere Weltanschauung gibt, weshalb ein indirekter 
kultureller Völkermord vorliegt.

Im Urteil des Internationalen Strafgerichtshofs für 
Ruanda stellte die Kammer in der Rechtssache Akaye-

su fest: „Das Wesen dieser Gruppen besteht darin, dass 
sie durch eine dauerhafte Form und eine durch Geburt 
bestimmte Zugehörigkeit gekennzeichnet sind. Dies 
schließt „dynamischere“ Gruppen aus, denen sich Ein-
zelpersonen freiwillig anschließen, z.B. politische oder 
wirtschaftliche Gruppen.“33

Eine ähnliche Schwierigkeit ergibt sich im Fall des 
Völkermordes aus religiösen Gründen. „Die ungelöste 
Frage der religiösen Gruppe bestimmt logischerweise 
die Frage der Angemessenheit der Identifizierung ande-
rer schutzwürdiger Gruppen in der Konvention. Bei der 
Identifizierung einer solchen schutzwürdigen Gruppe 
sollte die Ausgangsbedingung darin bestehen, Gruppen, 
die die von der internationalen Gemeinschaft anerkann-
ten Werte – z.B. die Aufrechterhaltung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit (eines der Hauptziele 
der Charta der Vereinten Nationen), die Souveränität ei-
nes Staates, die allgemein anerkannten Menschenrechte 
etc. – verletzen, nicht als schutzwürdige Gruppen anzu-
erkennen.“34 Tsulaia unterbreitet folgenden Gesetzesvor-
schlag: „In so einem Fall wäre eine Neuformulierung 
der Norm möglich. Die Norm könnte z.B. Völkermord 
und Verletzung der durch die Konvention geschützten 
Gruppen‘ heißen. Während der Tatbestand des Völker-
mordes auf diejenigen Gruppen beschränkt wäre, die 
durch biologische Merkmale (Rasse, Nation, Ethnie) 
bestimmt sind, käme die Verletzung der durch die Kon-
vention geschützten Gruppen bei Gruppen in Betracht, 
die in der Konvention identifiziert werden (z.B. religiö-

32 Cryer, Robert/Robinson, Darryl/Vasiliev, Sergey, An Intro-
duction to International Criminal Law and Procedure, 4. Aufl., 
2013, S. 218.
33 Siehe Ambos, Kai, Treatise on International Criminal Law, 
2022, S. 7.
34 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 216.

se, politische etc.), wobei der Tatbestand der Norm alle 
grundlegende Bestimmungen der Völkermordkonven-
tion berücksichtigen würde.“35

Rummel stellt die folgenden Fragen: „Wie erklärt 
man die gezielte Tötung von Demonstranten und Dis-
sidenten durch die Regierung, die rachsüchtigen Er-
schießungen unschuldiger Bauern, das Verprügeln von 
Bauern, weil sie Reis versteckt haben, oder die wahl-
lose Bombardierung von Bürgern? Wie ist es zu erklä-
ren, dass Menschen in Gefängnissen zu Tode gefoltert 
werden, sich in Lagern zu Tode schuften oder verhun-
gern müssen, weil dies die Ideologie der Regierung ist 
oder sie einen anderen Grund hat, obwohl all dies nichts 
mit den sozialen Gruppen zu tun hat, denen diese Men-
schen angehören?“36 Um diese Fragen zu beantworten, 
analysiert Rummel die Meinungen verschiedener Wis-
senschaftler in Bezug auf Massenmord und kommt zu 
dem Schluss, dass diese das bestehende Problem letzt-
lich nicht lösen können.37 Um den Massenmord an un-
bewaffneten Menschen durch Regierungsbeamte unter 
Ausnutzung ihrer Macht zu bewerten, schlägt er den Be-
griff „Demozid“ vor. Dieser liege beim Handeln eines 
Regierungsvertreters unter Ausnutzung seiner Amtsge-
walt vor, wobei der Begriff auf dem griechischen Wort 
demos (Volk) und dem lateinischen Wort caedere (tö-
ten) beruht.38 Im Gegensatz zum Begriff „Genozid“ be-
zieht sich „Demozid“ stets auf die absichtliche Tötung 
von Menschen und zielt nicht auf die Vernichtung einer 
Kultur, einer Rasse oder eines Volkes mit anderen Mit-
teln ab. Darüber hinaus ist der Begriff „Demozid“ nicht 
auf völkermörderische Tötungen, Polizid, Massenmord, 
Massaker oder Terror beschränkt. Er umfasst alle oben 
genannten Handlungen und auch alles, was eine vorsätz-
liche Handlung einer Regierung, eine Politik oder ein 
etabliertes Regime darstellt.39 Der Tatbestand des De-
mozids kann daher u.a. durch Tötung, Folter und sonsti-
ge körperliche Misshandlung, die Einrichtung eines Sys-
tems von Zwangsarbeit und Sklaverei, die Einrichtung 

35 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 216.
36 Rummel, Rudolph J., Death by Government, 2009, S. 34.
37 Siehe Rummel, Rudolph J., Death by Government, 2009, S. 
34 ff.
38 Siehe Rummel, Rudolph J., Death by Government, 2009, S. 
36.
39 Rummel, Rudolph J., Death by Government, 2009, S. 36.
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eines Gefängnisses oder eines Konzentrationslagers zur 
Vollstreckung der Todesstrafe oder Zwangsdeportation 
verwirklicht werden.40

Für die Zielsetzung des vorliegenden Aufsatzes ist 
es von Bedeutung, dass nach dem Konzept von Rummel 
der Begriff des Völkermordes aufgrund seines etymolo-
gischen Ursprungs nicht alle Fälle der Ausrottung einer 
aufgrund eines bestimmten Merkmals schutzwürdigen 
Gruppe erfassen kann. Daher erscheint es notwendig, 
ein anderes Konzept einzuführen, das der aktuellen Re-
alität besser entspricht.

Aus all den aufgezeigten Gründen wäre es sinnvoll, 
neben dem Begriff des Völkermordes auf gesetzgebe-
rischer Ebene auch den Begriff „Demozid“ einzufüh-
ren und ihn weiter zu fassen als es von Rummel vor-
geschlagen wird, so dass jede Person Täter sein kann. 
Darüber hinaus würde der Völkermord (Genozid) zu 
einer der Erscheinungsformen des Demozids, dessen 
„Zielgruppen“ nur die Menschen wären, die durch ras-
sische, nationale oder ethnische Merkmale miteinander 
verbunden sind, während Handlungen, die gegen alle 
sonstigen Gruppen begangen werden als „Demozid“ zu 
werten wären.

V. Das Tatbestandsmerkmal „Ausrottung“ 
im Kontext des Völkermordes

Im Zusammenhang mit den schutzwürdigen Gruppen ist 
auch die Erörterung des Begriffs der Ausrottung von Be-
deutung. Bei den Diskussionen im Sechsten Ausschuss 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen wurde 
der Versuch unternommen, die Definition des Völker-
mordes strikt auf die physische oder biologische Zerstö-
rung zu beschränken, obwohl eine sorgfältige Analyse 
der historischen Materialien etwas anderes nahelegt.41 
„Bis Mai 1947 hatte das Sekretariat zunächst einen Ent-
wurf ausgearbeitet, der sich stark an Raphael Lemkins 
ursprünglichem Werk orientierte und zwischen den For-
men des physischen, biologischen und kulturellen Völ-

40 Zu Einzelheiten siehe Rummel, Rudolph  J., Death by 
Government, 2009, S. 36 f.
41 Siehe Berster, Lars, The Alleged Non-Existence of Cultural 
Genocide, Journal of International Criminal Law, September 
(2015), Volume 13, No. 4, 680.

kermordes unterschied.“42 „Die Frage des kulturellen 
Völkermordes wurde jedoch in der letzten Sitzung des 
Sechsten Ausschusses intensiv diskutiert; mit 25 gegen 
16 Stimmen bei 4 Enthaltungen und 16 abwesenden De-
legierten wurde schließlich beschlossen, dass kultureller 
Völkermord nicht unter die Konvention fallen sollte.“43 
Nach einigen Überlegungen wurde im Schrifttum je-
doch die Schlussfolgerung gezogen, dass die vorliegende 
Analyse zeige, dass die historische Argumentation kei-
ne solide Grundlage oder Rechtfertigung für den Aus-
schluss der sozialen Vernichtung aus der Definition des 
Völkermordes biete.44

Kein Rechtsakt definiert, was als „Teil einer Grup-
pe“ zu verstehen ist, der als alternatives Ziel eines Völ-
kermordes genannt wird. Welche Kriterien sollten zur 
Ermittlung einer Gruppenzugehörigkeit herangezogen 
werden? Derzeit wird die Auffassung vertreten, dass so-
wohl auf quantitative als auch auf qualitative Merkma-
le abgestellt werden sollte.45 Im Fall Krstić musste der 
Internationale Strafgerichtshof für das ehemalige Jugos-
lawien (IStGHJ) entscheiden, ob mit der schutzwürdigen 
Gruppe nur „bosnische Muslime aus Srebrenica“ oder 
„bosnische Muslime“ insgesamt gemeint waren.46 Die 
Kammer kam zu dem Schluss, dass sowohl bosnische 
Muslime als auch bosnische Muslime aus Srebrenica 
Teil einer schutzwürdigen Gruppe gemäß Art. 4 des Sta-
tuts des IStGHJ sind.47

Zurecht weist Ambos darauf hin, dass es in gewisser 
Weise widersprüchlich sei, wenn bereits die den Tatbe-
standsmerkmalen entsprechende Tötung eines Einzel-
nen zur Verwirklichung des objektiven Tatbestands des 
Völkermordes ausreichen soll, da der Begriff „Tötung“ 
mit dem der „Herbeiführung des Todes“ austauschbar 

42 Berster, Lars, The Alleged Non-Existence of Cultural Ge-
nocide, Journal of International Criminal Law, September 
(2015), Volume 13, No. 4, 680.
43 Berster, Lars, The Alleged Non-Existence of Cultural Ge-
nocide, Journal of International Criminal Law, September 
(2015), Volume 13, No. 4, 680.
44 Berster, Lars, The Alleged Non-Existence of Cultural Ge-
nocide, Journal of International Criminal Law, September 
(2015), Volume 13, No. 4, 681.
45 Siehe Cassese, Antonio/Gaeta, Paola, Cassese’s Internatio-
nal Criminal Law, 2013, S. 121 f.
46 Siehe Cassese, Antonio/Gaeta, Paola, Cassese’s Internatio-
nal Criminal Law, 2013, S. 122.
47 Siehe Cassese, Antonio/Gaeta, Paola, Cassese’s Internatio-
nal Criminal Law, 2013, S. 122.
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sei und eine solche Auslegung auf der etablierten Recht-
sprechung der Ad-hoc-Tribunale beruhe.48 Kann eine 
solche Auffassung vom Tatbestand des Völkermordes 
geteilt werden? Was die Auslegung des Begriffs „Tö-
tung“ betrifft, ist die allgemeine Regelung des Art. 22 
Abs.  2 IStGH-Statut heranzuziehen: „Die Begriffsbe-

stimmung eines Verbrechens ist eng auszulegen und 

darf nicht durch Analogie erweitert werden. Im Zwei-

felsfall ist die Begriffsbestimmung zugunsten der Person 

auszulegen, gegen die sich die Ermittlungen, die Straf-

verfolgung oder das Urteil richten.“49

Die Verfasser des IStGH-Statuts lehnten es von 
Anfang an ab, den Geltungsbereich des Völkermordes 
durch eine Ausweitung der schutzwürdigen Gruppen zu 
erweitern.50 Die durch Sprache verbundenen Gruppen 
wurden von vornherein nicht berücksichtigt, da die Liste 
der schutzwürdigen Gruppen ansonsten zu umfangreich 
geworden wäre.51 Auch politische, wirtschaftliche und 
soziale Gruppen wurden bewusst ausgeschlossen, da sie 
nach Ansicht der Verfasser nicht unter den Schutz der 
Völkermordkonvention fallen sollten.52

Einige Richter internationaler Gerichtshöfe haben 
intensiv versucht, eine scharfe Unterscheidung zwischen 
ethnischer Säuberung und Völkermord zu treffen.53 In 
diesem Zusammenhang ist der Fall Krstić von Interesse, 
in dem der Richter Shahabuddeen den Völkermord von 
anderen Straftaten abgrenzte, der seinem Wesen nach 
physische und biologische Vernichtung bedeute, obwohl 
er auch andere Arten der Vernichtung nicht ausschlie-
ße.54

48 Siehe Ambos, Kai, Treatise on International Criminal Law, 
2022, S. 10.
49 Siehe die englische Fassung unter: https://www.icc-cpi.int/
sites/default/files/Publications/Rome-Statute.pdf (zuletzt ab-
gerufen: 17.07.2023).
50 Siehe Treffterer, Otto/Ambos, Kai, Rome Statute Of the In-
ternational Criminal Court, A Commentary, 3. Aufl., 2016, S. 
135.
51 Siehe Treffterer, Otto/Ambos, Kai, Rome Statute Of the In-
ternational Criminal Court, A Commentary, 3. Aufl., 2016, S. 
135.
52 Siehe Treffterer, Otto/Ambos, Kai, Rome Statute Of the In-
ternational Criminal Court, A Commentary, 3. Aufl., 2016, S. 
135.
53 Siehe Schabas, William A., The UN International Criminal 
Tribunals, The Former Yugoslavia, Rwanda and Sierra Leone, 
2008, S. 166.
54 Siehe Schabas, William A., The UN International Criminal 

Diese Ansicht wurde im Fall Blagojević vom IStGHJ 
unterstützt, der feststellte, dass der Begriff „Ausrottung“ 
in der Definition des Völkermordes auch die erzwunge-
ne Vertreibung einer Bevölkerung erfasst.55 In diesem 
Zusammenhang wird im juristischen Schrifttum darauf 
hingewiesen, dass es im Fall einer erzwungenen Depor-
tation der Bevölkerung sehr schwierig sei, festzustellen, 
ob die Täter bei solchen Handlungen die Absicht hat-
ten, die Bevölkerung zu vernichten oder nicht.56 Aller-
dings handelt es sich dabei um das verfahrensrechtliche 
Problem des Vorsatznachweises, das als solches keinen 
Einfluss auf die Auslegung der Zerstörungsabsicht als 
subjektives Tatbestandsmerkmal des Völkermordes ha-
ben kann.

Nach den Tatbestandsmerkmalen des IStGH-Statuts 
ist eine der alternativen Handlungen, die den Völker-
mord begründen, dann verwirklicht, wenn ein erfolgrei-
cher Angriff auf mindestens zwei Personen erfolgt, von 
denen mindestens eine stirbt.57 Allerdings impliziert die 
Verwendung des Plurals bei „Mitglieder der Gruppe“ in 
Bezug auf die Tatbestände des Art. 6 a) und b) sowie die 
Bezugnahme auf „Kinder“ (und nicht auf „ein Kind“) 
in Art. 6 e) IStGH-Statut, dass basierend auf einer lex 

stricta-Auslegung der genannten Norm mindestens zwei 
Opfer für die benannten Taten erforderlich sind.58 „Die 
Straftatbestände können dieser Auslegung nicht wider-
sprechen, da sie mit dem IStGH-Statut (Artikel 9) über-
einstimmen müssen.“59

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass der deut-
sche Bundesgerichtshof eine sehr interessante und kon-
sequente Argumentation entwickelt hat. Denn „nach der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs ist es für die Fest-
stellung der Ausrottung einer Gruppe nicht erforderlich, 

Tribunals, The Former Yugoslavia, Rwanda and Sierra Leone, 
2008, S. 166.
55 Siehe Schabas, William A., The UN International Criminal 
Tribunals, The Former Yugoslavia, Rwanda and Sierra Leone, 
2008, S. 166.
56 Siehe Schabas, William A., The UN International Criminal 
Tribunals, The Former Yugoslavia, Rwanda and Sierra Leone, 
2008, S. 166.
57 Siehe Ambos, Kai, Treatise on International Criminal Law, 
2022, S. 10 f.
58 Siehe Ambos, Kai, Treatise on International Criminal Law, 
2022, S. 10.
59 Ambos, Kai, Treatise on International Criminal Law, 2022, 
S. 10.

https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/Publications/Rome-Statute.pdf
https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/Publications/Rome-Statute.pdf
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dass diese physisch oder biologisch vernichtet wird. Das 
Gericht kommt zu dem Schluss, dass es ausreicht, dass 
der Täter die soziale Existenz der Gruppe beenden will, 
d.h. er muss die Gruppe als sozial eigenständiges Ge-
bilde mit ihren spezifischen Merkmalen einerseits und 
das Bestehen eines sozialen Zusammenhalts zwischen 
ihren Mitgliedern andererseits beseitigen wollen. Da das 
vor dieser Straftat zu schützendem Interesse das gemein-
same Interesse an der physischen und sozialen Existenz 
von Gruppen ist, verdient eine solche Auslegung volle 
Unterstützung.“60

In der Tat sollte das Merkmal „Ausrottung“ des 
Völkermordtatbestands nicht nur als physische oder 
biologische Vernichtung einer schutzwürdigen Gruppe 
interpretiert werden, denn der Mensch ist nicht nur ein 
biologisch-psychologisches, sondern auch ein soziales 
Wesen. Auch die Existenzform einer Gruppe von Men-
schen ist ohne Berücksichtigung des sozialen Aspekts 
nicht denkbar. Die Ausrottung der Gruppe als solche 
findet also auch dann statt, wenn ihre Existenz für die 
Gesellschaft im Ergebnis nicht mehr wahrnehmbar ist. 
Es gibt also allen Grund, die erzwungene Assimilierung 
von Menschen als Völkermord zu qualifizieren, wenn 
das Absichtsmerkmal des Völkermordes gegeben ist.

Das Merkmal des subjektiven Völkermordtatbe-
stands, nämlich die Zerstörungsabsicht, sollte also nicht 
nur im Sinn einer physischen oder biologischen, sondern 
auch im Sinn einer sozialen Vernichtung interpretiert 
werden. In letzterem Fall bestünde der tatbestands-
mäßige Erfolg in der Unmöglichkeit, eine bestimmte 
Gruppe (z.B. eine Nation) von der sozialen Gruppe zu 
unterscheiden, in die sie assimiliert wurde, d.h. dass sie 
von der dominanten Gruppe, in der sie „verschwunden“ 
ist, durch die für sie charakteristischen Merkmale nicht 
mehr abgegrenzt werden kann.

VI. Fazit

Als Ergebnis der vorliegenden Analyse lassen sich fol-
gende Schlüsse ziehen:

Erstens sollten sowohl in internationalen Rechtsak-
ten als auch bei Art. 407 gStGB die Normenüberschrift 
„Völkermord“ um den Zusatz „oder eine andere Form 

60 Satzger, Helmut, International and European Criminal Law, 
2021, S. 250 f.

des Demozids“ ergänzt werden, um terminologisch den 
im Tatbestand des Völkermordes aufgeführten Handlun-
gen zu entsprechen. Der Ansicht, wonach „der Begriff 
des Völkermordes nicht zu weit gefasst werden sollte 
und die schutzwürdigen Gruppen nur durch das biologi-
sche Kriterium – das Gen – bestimmt werden sollten“61, 
ist zuzustimmen. „Dieses Kriterium wird von Gruppen 
erfüllt, in denen die Individuen auf der Grundlage von 
Nation, Ethnizität und Rasse miteinander verbunden 
sind.“62

Zweitens ist die alternative Handlung im Tatbestand 
des Völkermordes in Art. 407 gStGB – die erzwungene 
Überführung eines Kindes von einer ethnischen Gruppe 
in eine andere – eng gefasst, da sie keine durch ande-
re Merkmale bestimmten Gruppen erfasst. Dieser Tat-
bestand sollte um eine weitere Gruppe ergänzt werden 
und nur dann als Völkermord gelten, wenn die physische 
oder soziale (kulturelle) Ausrottung der schutzwürdigen 
Gruppe möglich ist. Insbesondere sollte nur die erzwun-
gene Überführung von Kindern zwischen Gruppen, die 
durch unterschiedliche nationale, ethnische oder ras-
sische Merkmale verbunden sind, als Völkermord be-
trachtet werden.

Drittens sollte die Formulierung „oder durch ein an-
deres Merkmal verbunden“ in Art. 407 gStGB nicht dem 
Wortlaut nach ausgelegt werden, da ein solcher Ansatz 
dem traditionellen Verständnis von Völkermord sowohl 
in historischer Sicht als auch unter Berücksichtigung 
des Schutzzwecks der Norm widerspräche. Die teleo-
logische Auslegung der Norm entspricht dem Geist der 
Konvention, denn die Idee der Verfasser der Konvention 
über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes 
war es, zunächst die Gruppen zu schützen, die durch bio-
logische Merkmale bestimmt sind, und darüber hinaus 
diejenigen Gruppen, deren „Stabilität“ auf anderen Fak-
toren beruht.

Viertens sollte der Tatbestandsmerkmal „Ausrot-
tung“ nicht nur als physische oder biologische Zerstö-
rung einer schutzwürdigen Gruppe, sondern auch als 
deren soziale Vernichtung verstanden werden.

61 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 216.
62 Tsulaia, David, The Genesis of Genocide, Journal of Law 
2/2013, TSU, 216.
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Einzelne Aspekte der Beweiswürdigung und Beweisverwertung im 
Strafprozessrecht*

Von Associate-Prof. Dr. Maka Khodeli LL.M. (Freiburg i.Br.), Iwane-Dschawachischwili-Staatliche-
Universität Tbilisi

I. Einleitung

Bis in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts war in vie-
len europäischen Ländern gesetzlich vorgegeben, wel-
che konkreten Beweise für die Verurteilung einer Per-
son vorliegen müssen.1 Später bemerkte man jedoch, 
dass dieser Ansatz die große Gefahr der Verurteilung 
Unschuldiger birgt, nämlich wenn ein Zeuge gelogen 
oder der Angeklagte ein falsches (möglicherweise so-
gar durch Folter erlangtes) Geständnis abgelegt hat.2 In 
der Folge wurde dem Gericht eine gewisse Freiheit bei 
der Beweiswürdigung gewährt.3 Selbst nach der Anhö-
rung zweier unmittelbarer Tatzeugen und der Ablegung 
eines Geständnisses war das Gericht nun nicht mehr ge-
zwungen, sondern berechtigt, den Angeklagten zu ver-
urteilen.4

Welche Prinzipien sind heutzutage bei der Beweis-
würdigung für das Gericht maßgeblich? Welche grund-
legenden Anforderungen muss ein Beweis erfüllen, um 

* Deutsche Übersetzung des Aufsatzes von Tamari Shavgu-
lidze, Lektoratsmitglied der Deutsch-Georgischen Strafrechts-
zeitschrift (DGStZ).
1 Als hinreichender Beweis galten i.d.R. das Zeugnis zweier 
unmittelbarer Tatzeugen und das Geständnis des Angeklagten. 
Diese Regeln waren Ausdruck einer positiven Beweistheorie, 
siehe Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur 
strukturierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), 
Beweis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, 
S. 161 f. 
2 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur struk-
turierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), Be-
weis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, S. 
162. 
3 Folglich wurde die positive Beweistheorie durch die negative 
Beweistheorie ersetzt, Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln 
über die freie zur strukturierten Beweiswürdigung, in: Fischer, 
Thomas (Hrsg.), Beweis, Baden-Badener Strafrechtsgesprä-
che, Band 4, 2019, S. 163.
4 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur struk-
turierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), Be-
weis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, S. 
163.

im Strafverfahren verwendet werden zu können? Im 
Lauf der Zeit bildeten sich unterschiedliche Auffassun-
gen zu diesen Fragen heraus, so dass diesbezüglich heute 
weder im georgischen noch im deutschen Strafprozess-
recht einheitliche Positionen vertreten werden.5

Der vorliegende Aufsatz ist der Erörterung von 
Fragestellungen zur Beweiswürdigung (II.) und zur Be-
weisverwertung (III.) gewidmet, wobei die Betrachtung 
sowohl das deutsche als auch das georgische Recht be-
rücksichtigt.

II. Beweiswürdigung

Die Garantie der richterlichen Unabhängigkeit, die im 
19. Jahrhundert in den Verfassungen vieler europäi-
schen Länder verankert wurde, und das wachsende 
Vertrauen in die richterliche Urteilskraft waren die 
Gründe dafür, dass das Konzept der gesetzlichen Be-
weisregeln durch den Grundsatz der freien Beweis-
würdigung ersetzt wurde.6 Die philosophisch geschulte 
Strafrechtswissenschaft des 18. und 19. Jahrhunderts 
kam zu dem Schluss, dass die im Bereich der Beweis-
würdigung bestehende Problematik kaum durch eine 
gesetzliche Regelung gelöst werden kann.7 Bei einer 

5 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur struk-
turierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), Be-
weis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, S. 
161.
6 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur struk-
turierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), Be-
weis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, S. 
164; Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 860.
7 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur struk-
turierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), Be-
weis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, S. 
165.
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umfassenden Beweiswürdigung spielten unterschied-
liche Erfahrungen und Auffassungen eine wichtige 
Rolle, die sich aufgrund der Komplexität des Themas 
niemals auf einige wenige gesetzlich festgelegte Regeln 
reduzieren ließen.8

Bei der Beweiswürdigung geht es nicht um ein blo-
ßes Abwägen der für und gegen die Tatbegehung spre-
chenden Umstände. Vielmehr handelt es sich um ein 
präzise strukturiertes Verfahren.9 Im Mittelpunkt dieses 
strukturierten Verfahrens steht eine bestimmte Hypo-
these, deren Richtigkeit zu prüfen ist.10 Für die Annahme 
der Richtigkeit der Hypothese von der Tatbegehung ist 
zunächst das Vorhandensein von Beweismitteln, die die-
se Hypothese bestätigen, notwendig und erforderlich,11 
z.B. Zeugenaussagen, von deren Wahrheit ausgegangen 
werden darf, weil sie bestimmte Voraussetzungen erfül-
len.12 Ohne das Vorliegen ausreichender Beweise wäre 
es nicht möglich, die Richtigkeit der Hypothese von der 
Tatbegehung rational zu begründen.13

Wie bereits erwähnt, müssen Beweismittel bestimm-
te Voraussetzungen erfüllen. So sollte beispielsweise 
eine Zeugenaussage frei von dem Zweifel sein, dass der 
Zeuge Gedächtnisprobleme hat oder sein Wille nicht frei 

8 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur struk-
turierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), Be-
weis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, S. 
165.
9 Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 860.
10 Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 861.
11 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur 
strukturierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), 
Beweis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, 
S. 172. 
12 Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 861.
13 Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 861; Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die 
freie zur strukturierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas 
(Hrsg.), Beweis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 
4, 2019, S. 172.

war. Andernfalls könnte der Beweiswert der Aussage in 
Frage stehen.14

Das Gericht muss alle relevante Beweise würdi-
gen.15 Beim Ausschluss zur Tatbegehungshypothese 
konkurrierender Hypothesen darf das Gericht die Ent-
scheidung nicht allein aufgrund von Emotionen und Ge-
fühlen treffen, beispielsweise allein auf der Basis, dass 
die Aussage des Opfers glaubhafter erscheint als die des 
Angeklagten.16 Da Gefühle stets subjektiv sind, von Per-
son zu Person unterschiedlich ausfallen und damit im 
Ergebnis nicht verlässlich sind, wäre es nicht legitim, auf 
dieser Grundlage zu einer Verurteilung zu kommen. Da-
her bedarf es Anhaltspunkten, die objektiv verständlich 
und nachvollziehbar sind, und bei denen man sich zum 
Ausschluss einer konkurrierenden Hypothese auf Logik 
und Erfahrung stützen kann.17

Die durch Art.  63 der georgischen Verfassung ge-
währte Garantie der richterlichen Unabhängigkeit wird 
in Art. 7 Abs. 1 des Gesetzes über die allgemeinen Ge-
richte Georgiens konkretisiert. Demnach hat das Ge-
richt die Sachlage zu werten und die Entscheidung nur 
im Einklang mit der georgischen Verfassung, den all-
gemein anerkannten Grundsätzen und Normen des Völ-
kerrechts, anderen Gesetzen und auf der Grundlage sei-
ner Überzeugung zu treffen.

Unter Beachtung des Legalitätsprinzips sind wäh-
rend des strukturierten Verfahrens der Beweiswürdi-

14 Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die freie zur 
strukturierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas (Hrsg.), 
Beweis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 4, 2019, 
S. 172.
15 Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 863.
16 Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 863; Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die 
freie zur strukturierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas 
(Hrsg.), Beweis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 
4, 2019, S. 174.
17 Frisch, Wolfgang, Beweiswürdigung und die richterliche 
Überzeugung, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 863; Frisch, Wolfgang, Von Beweisregeln über die 
freie zur strukturierten Beweiswürdigung, in: Fischer, Thomas 
(Hrsg.), Beweis, Baden-Badener Strafrechtsgespräche, Band 
4, 2019, S. 174.
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gung die aus dem Gebot der Rationalität folgenden An-
forderungen entscheidend. Die Überzeugung von der 
Richtigkeit der Anklagehypothese muss das Ergebnis 
eines rationalen Verfahrens sein, mit dem die Hypo-
these überprüft und konkurrierende Hypothesen unter 
Anwendung der Denkgesetze und der Erfahrungssätze 
ausgeschlossen werden können.18

III. Beweisverwertung

Gemäß Art.  82 Abs.  1 der georgischen Strafprozess-
ordnung19 ist das Beweismittel auf seine Relevanz, seine 
Verwertbarkeit und seine Zuverlässigkeit für die Straf-
sache zu würdigen.

Bezüglich der Beweisverwertung ist das Gericht 
berechtigt, eine eigene Entscheidung zu treffen.20 Die 
freie Beweiswürdigung des Gerichts wird beispielswei-
se durch das Vorliegen eines Beweisverwertungsverbots 
eingeschränkt.21 Dabei kennt die gStPO allerdings nicht 
den Begriff des verwertbaren Beweises, sondern be-
stimmt, dass „ein Beweis verwertet wird, wenn es keinen 
Grund dafür gibt, ihn nicht zu verwerten.“22 Interessant 

18 Die Entscheidung des Gesetzgebers, eine Verurteilung auf 
der Grundlage der Überzeugung des Gerichts zuzulassen, 
wurde gleich nach Einführung der entsprechenden Regelung 
kritisiert. Nach Ansicht der Kritiker sei es irrational, wenn 
das Gericht die Entscheidung nach seiner Überzeugung treffe, 
weil es rational unmöglich zu bestimmen sei, wie das Gericht 
anhand der objektiven Umstände des Falls subjektiv zu seiner 
Überzeugung finden kann. Siehe Frisch, Wolfgang, Beweis-
würdigung und die richterliche Überzeugung, in: Rotsch, Tho-
mas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für Internationale 
Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 865.
19 Im Folgenden abgekürzt als gStPO.
20 Tumanishvili, Giorgi, Art. 72. Unverwertbarer Beweis, in: 
Giorgadze, Giorgi (Hrsg.), Kommentar zur georgischen Straf-
prozessordnung, 2015, S. 250; Chomakhashvili, Ketevan/
Tomashvili, Tamar/Dzebniauri, Girshel/Osepashvili, Salo-
me/Pataridze, Mariam, Beweise im Strafprozessrecht, 2016, 
S. 28 f.; zur richterlichen Befugnis siehe Jorbenadze, Omar/
Khitashvili, Elene, Einzelne Aspekte des Beweisverwertungs-
verbots, Justiz und Gesetz, 2/2017 (54), 108, 110 ff. (abruf-
bar unter: http://www.supremecourt.ge/files/upload-file/pdf/
martlmsajuleba-da-kanoni-2017w-n2.pdf, zuletzt abgerufen: 
20.11.2023).
21 Laliashvili, Tamar, Das georgische Strafprozessrecht, All-
gemeiner Teil, 2015, S. 133. 
22 Entscheidung des georgischen Verfassungsgerichts vom 
31.07.2015, N2/2/579, II.13. (abrufbar unter: https://const

ist in diesem Zusammenhang, dass auch die deutsche 
StPO nicht die Voraussetzungen für die Verwertung des 
Beweises, sondern die Umstände der Beweisverwer-
tungsverbote (Ausschlussgründe) bestimmt.23

Nach Art.  31 Abs.  10 der georgischen Verfassung 
hat ein gesetzwidrig erlangter Beweis keine Rechtskraft. 
Bemerkenswert ist diesbezüglich, dass das georgische 
Verfassungsgericht diesen verfassungsrechtlichen Vor-
behalt als Bestandteil des Rechtsstaatsprinzips ansieht.24

Die Thematik der Beweisverwertung ist auch wei-
terhin eines der komplexesten Probleme im Strafpro-
zessrecht.25 Nach Ansicht des deutschen Rechtswissen-
schaftlers Beling sollte die Verwertung von gesetzwidrig 
erlangten Beweisen stets unzulässig sein.26 Durch ein 
Beweisverwertungsverbot kann jedoch die Wahrheits-
findung behindert werden.27 Aus diesem Grund wurde 
der Ansatz entwickelt, wonach nicht jeder Fehler bei der 
Beweiserhebung per se zu einem Verwertungsverbot 
führt.28

Im deutschen Strafprozessrecht wird zwischen 
selbstständigen und unselbstständigen Beweisverwer-
tungsverboten unterschieden.29 Bei einem selbstständi-
gen Beweisverwertungsverbot wurde der Beweis zwar 
im Rahmen der gesetzlich festgelegten Vorgaben er-

court.ge/ka/judicial-acts?legal=1018, zuletzt abgerufen: 
17.11.2023). 
23 Weil, Randi, Verwendungsregelungen und Verwertungsver-
bote im Strafprozessrecht, 2021, S. 34. 
24 Entscheidung des georgischen Verfassungsgerichts vom 
31.07.2015, N2/2/579, II.1. (abrufbar unter: https://const
court.ge/ka/judicial-acts?legal=1018, zuletzt abgerufen: 
17.11.2023). 
25 Dazu sind umfangreiche Literatur und eine kasuistische 
Rechtspraxis vorhanden; Heghmanns, Michael, Beweisver-
wertungsverbote, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre 
ZIS  – Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. 
Aufl., 2018, S. 867.
26 Beling, Ernst, Die Beweisverbote als Grenzen der Wahr-
heitserforschung im Strafprozeß, 1968, S. 30.
27 Ambos, Kai, Beweisverwertungsprobleme, 2010, S. 24.
28 Tumanishvili, Giorgi/Gegeshidze, Tamar, Beweismittel und 
einzelne Probleme des Beweisverwertungsverbots, in: Das ge-
orgische Strafverfahrensrecht unter dem Einfluss des europä-
ischen und internationalen Rechts, 2019, S. 379, 384; Heger, 
Martin/Polreich, Erol, Strafprozessrecht, 2. Aufl., 2018, Rn. 
395.
29 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 868. 

http://www.supremecourt.ge/files/upload-file/pdf/martlmsajuleba-da-kanoni-2017w-n2.pdf
http://www.supremecourt.ge/files/upload-file/pdf/martlmsajuleba-da-kanoni-2017w-n2.pdf
https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=1018
https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=1018
https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=1018
https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=1018
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hoben,30 jedoch stehen verfassungsrechtliche Gewähr-
leistungen einer Verwertung entgegen, beispielsweise 
der Schutz des Kernbereichs der Persönlichkeitssphäre, 
intime Tagebuchaufzeichnungen31 und das Aussagever-
weigerungsrecht32. Bei einem unselbstständigen Beweis-
verwertungsverbot ist die Verwertung hingegen einge-
schränkt, weil die Beweistatsachen auf eine verbotene 
Weise erlangt wurden.33 In derartigen Fällen ergibt sich 
die Unverwertbarkeit allerdings nicht automatisch aus 
dem Beweiserhebungsfehler.34

Im deutschen Strafprozess sind die Erkenntnisse nur 
dann eindeutig unverwertbar, wenn dies im Gesetz aus-
drücklich angeordnet ist (z.B. §§ 136a Abs. 3 S. 2, 81c 
Abs. 3 S. 5 dStPO).35 Dies gilt auch für den georgischen 
Strafprozess: „Wird den Beteiligten das verfügbare 
Material nicht in dem Zeitpunkt, der auf das Ersuchen 
um Informationsaustausch folgt, vollständig vorgelegt, 
darf dieses Material nicht als Beweis verwertet wer-
den.“ (Art. 83 Abs. 3 gStPO). „Die Aussage einer fest-
genommenen Person, die diese ohne vorherige Rechts-
belehrung gemacht hat, darf nicht verwertet werden.“ 
(Art.  174 Abs.  1 S.  2 gStPO). In diesen Fällen spricht 
man auch von „absoluten Beweisverwertungsverboten“ 
(geschriebene unselbstständige Beweisverwertungsver-
bote)36.

Unselbstständige Beweisverwertungsverbote resul-
tieren aus Verstößen gegen Beweiserhebungsverbote.37 

30 Heger, Martin/Polreich, Erol, Strafprozessrecht, 2. Aufl., 
2018, Rn. 395; Weil, Randi, Verwendungsregelungen und 
Verwertungsverbote im Strafprozessrecht, 2021, S. 34.
31 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 868.
32 Weil, Randi, Verwendungsregelungen und Verwertungsver-
bote im Strafprozessrecht, 2021, S. 34 f.
33 Weil, Randi, Verwendungsregelungen und Verwertungsver-
bote im Strafprozessrecht, 2021, S. 32.
34 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 868.
35 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 868.
36 Weil, Randi, Verwendungsregelungen und Verwertungsver-
bote im Strafprozessrecht, 2021, S. 32.
37 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 870.

Diese werden, in Anlehnung an Belings ursprüngli-
che Bezeichnung, vereinfacht auch „Beweisverbote“ 
genannt, wobei darunter die Beweisverbote nach be-
stimmten Themen, Mitteln und Methoden verstanden 
werden.38 Weil das Gesetz jedoch nicht bestimmt, unter 
welchen Umständen durch Gesetzesverstöße erlangte 
Beweise verwertbar sind beziehungsweise wann sie vom 
Verfahren auszuschließen sind, dauert die Diskussion 
darüber bisher an.39

Die gStPO definiert den Begriff des unverwertbaren 
Beweises. Gemäß Art. 72 Abs. 1 gStPO dürfen Beweise, 
die durch eine erhebliche Verletzung der Strafprozess-
ordnung erlangt wurden, und alle anderen Beweise, die 
aufgrund rechtswidrig erlangter Beweise rechtmäßig 
erhoben wurden, nicht verwertet werden und entfalten 
keine Rechtswirkung, sofern sie die Rechtsstellung des 
Angeklagten verschlechtern.

Die georgische Verfassung unterscheidet nicht zwi-
schen dem erheblichen und dem unerheblichen Geset-
zesverstoß40 und erklärt alle durch einen Gesetzesver-
stoß erlangten Beweise als nicht rechtskräftig.41 Im geor-
gischen Schrifttum wird die Meinung vertreten, dass bei 
der Frage der Beweisverwertung sowohl die Interessen 
der Prozessbeteiligten am Schutz ihrer Rechte als auch 
das Interesse an der Wahrheitsfindung zu berücksichti-
gen sind.42 Im Hinblick auf die Praxis ist jedoch festzu-

38 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS  – Zeitschrift für 
Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 870; 
Meyer-Goßner, Lutz, Strafprozessordnung, 59. Aufl., 2016, 
Einl, Rn. 51 ff. Einige Wissenschaftler verwenden den Begriff 
des Beweisverbots als Oberbegriff, der sowohl das Verbot der 
Beweiserhebung als auch das Verbot der Beweisverwertung 
umfasst. Rogall, Klaus, Gegenwärtiger Stand und Entwick-
lungstendenzen der Lehre von den strafprozessualen Beweis-
verboten, ZStW (Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswis-
senschaft), 91 (1979), 1, 4 ff.
39 Weil, Randi, Verwendungsregelungen und Verwertungsver-
bote im Strafprozessrecht, 2021, S. 33.
40 Diesbezüglich ist der Beschluss des georgischen Verfas-
sungsgerichts vom 23.05.2003 N 2/10/231 (Staatsbürger Ivane 
Ochigava und Aleksandre Abramishvili gegen das georgische 
Parlament) interessant (abrufbar unter: https://constcourt.ge/
ka/judicial-acts?legal=160, zuletzt abgerufen: 17.11.2023). 
41 Turava, Merab, Das Recht auf ein faires Verfahren, in: 
Turava, Paata (Wiss. Redakteur), Kommentar zur georgi-
schen Verfassung, Kapitel II, georgische Staatsangehörigkeit, 
Grundrechte und Grundfreiheiten der Menschen, 2013, S. 513, 
553. 
42 Tumanishvili, Giorgi, Art. 72. Unverwertbarer Beweis, in: 

https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=160
https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=160


Deutsch-Georgische Strafrechtszeitschrift – www.dgstz.de

84

Einzelne Aspekte der Beweiswürdigung und Beweisverwertung im Strafprozessrecht

stellen, dass häufig unklar bleibt, auf welcher Grundlage 
oder nach welcher Norm das Gericht die Entscheidung 
über die Beweisverwertung getroffen hat.43 Die im ge-
orgischen Schrifttum vertretene Auffassung kommt zu 
der Lösung, dass ein nur unerheblicher Gesetzesverstoß 
bei der Beweiserhebung bei gleichzeitig ausbleibender 
oder lediglich unbedeutender Verletzung der Rechte 
des Angeklagten oder anderer Prozessbeteiligter nicht 
zur Unverwertbarkeit des Beweises führen kann. Die 
andernfalls eintretende Gefährdung der Wahrheitsfin-
dung wäre mit dem Gebot der Rechtsstaatlichkeit nicht 
zu vereinbaren.44 Zu berücksichtigen ist zudem, dass 
im georgischen Strafprozessrecht die Verbesserung der 
Rechtsstellung des Angeklagten als entscheidende Vor-
aussetzung für die Bejahung der Beweisverwertung gilt 
(Art. 72 Abs. 1 gStPO). Dieser Ansatz ist auch im deut-
schen Schrifttum bekannt.45

In Bezug auf die umstrittene Frage der Beweis-
verwertung wurden in der Literatur unterschiedliche 
Theorien entwickelt, namentlich die „Funktionslehre“, 
die „Schutzzwecklehre“, die „Lehre von der Wiederher-
stellung der Rechtsstaatlichkeit“ und die „Abwägungs-
lösung“.46

Nach der Funktionslehre ist je nach verletzter Be-
weiserhebungsregel zu entscheiden, ob die erlangte Er-
kenntnis als unverwertbar anzusehen ist.47 Die relevanten 

Giorgadze, Giorgi (Hrsg.), Kommentar zur georgischen Straf-
prozessordnung, 2015, S. 250. 
43 Chomakhashvili, Ketevan/Tomashvili, Tamar/Dzebniauri, 
Girshel/Osepashvili, Salome/Pataridze, Mariam, Beweise im 
Strafprozessrecht, 2016, S. 149.
44 Tumanishvili, Giorgi, Art. 72. Unverwertbarer Beweis, in: 
Giorgadze, Giorgi (Hrsg.), Kommentar zur georgischen Straf-
prozessordnung, 2015, S. 244, 250; Chomakhashvili, Ketevan/
Tomashvili, Tamar/Dzebniauri, Girshel/Osepashvili, Salome/
Pataridze, Mariam, Beweise im Strafprozessrecht, 2016, S. 
38.
45 In Deutschland wurde die sogenannte „Mühlenteichtheorie“ 
entwickelt, die sich durch ihre „Beschuldigtenfreundlichkeit“ 
auszeichnet. Demnach dürfen Beweise, die zwar auf verbote-
ne Weise gewonnen wurden, den Beschludigten aber begüns-
tigen, nicht vom Strafverfahren ausgeschlossen werden. Siehe 
Roxin, Claus/Schäfer, Gerhard/Widmaier, Gunter, Mühlen-
teichtheorie, StV (Strafverteidiger) 11/2006, 655, 656, 660.
46 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 871 ff.
47 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-

Funktionen eines Beweisverwertungsverbots können da-
bei etwa in der Disziplinierung der Strafverfolgungsbe-
hörden und der Wahrung beziehungsweise der Stärkung 
der spezial- oder generalpräventiven Zwecke des Straf-
verfahrens bestehen.48 Die Idee der Disziplinierung hat 
zum Ziel, durch die Androhung der Unverwertbarkeit der 
erlangten Erkenntnis, die Strafverfolgungsbehörden da-
von abzuhalten, gegen Verfahrensregeln zu verstoßen.49 
Im Schrifttum wird diesbezüglich jedoch vorgebracht, 
dass die Verurteilung des Angeklagten trotz eines Ver-
fahrensfehlers aus Sicht der Kriminalprävention zwar 
abträglich wäre, dass es jedoch noch schädlicher wäre, 
wenn die Verfolgung eines offenbar Schuldigen auf-
grund staatlichen Versagens ganz unterbleiben müsste.50

Nach der Schutzzwecklehre ist über das Beweisver-
wertungsverbot anhand des Zwecks der verletzten Ver-
fahrensnorm zu entscheiden.51 Damit darf der Beweis 
dann verwertet werden, wenn er dem Zweck der verletz-
ten Verfahrensnorm entspricht.52 Es wird jedoch darauf 

ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 871.
48 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 871. 
49 Im Endeffekt könne es dazu kommen, dass dem bereits 
verwirklichten staatlichen Unrecht ein erneutes Unrecht hin-
zugefügt wird, indem ein Freispruch entgegen dem Gerech-
tigkeitsgebot erfolgt. Siehe Heghmanns, Michael, Beweis-
verwertungsverbote, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre 
ZIS  – Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. 
Aufl., 2018, S. 871. 
50 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 872. Der 
Schwachpunkt der Funktionslehre führte zur Entwicklung der 
Lehre von der Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit des 
Strafverfahrens, wonach durch den Verzicht auf die Verwer-
tung des rechtswidrig erlangten Beweismittels Prozessgerech-
tigkeit wiederhergestellt werden könne. Zu berücksichtigen 
sei jedoch auch der Schweregrad des Rechtsverstoßes. Siehe 
Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: Rotsch, 
Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für Internationa-
le Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 873 f. 
51 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 872; Ro-
gall, Klaus, Gegenwärtiger Stand und Entwicklungstendenzen 
der Lehre von den strafprozessualen Beweisverboten, ZStW, 
91 (1979), 1, 26.
52 Roxin, Claus/Schünemann, Bernd, Strafverfahrensrecht, 27. 
Aufl., 2012, § 24, Rn. 24; Eisenberg, Ulrich, Beweisrecht der 
StPO, Spezialkommentar, 8. Aufl., 2013, Rn. 364 f. 
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hingewiesen, dass die genannte Theorie auf Hindernis-
se stößt, wenn die verletzte Norm mehreren Zwecken 
dient.53

Neben den in der Wissenschaft entwickelten Theo-
rien hat sich in der deutschen Rechtspraxis die im Ein-
zelfall differenzierende Abwägungslösung54 etabliert, 
bei deren Anwendung verschiedene Umstände wie 
u.a. das Gewicht des Verfahrensverstoßes, das Schutz-
bedürfnis des Betroffenen und die Schwere der Tat zu 
berücksichtigen sind.55 Das Hauptproblem der Abwä-
gungslösung wird von der Wissenschaft nicht nur in der 
Berücksichtigung der Schwere der Tat gesehen, sondern 
auch darin, dass der Abwägungsvorgang ungeregelt und 
methodisch schwer nachvollziehbar sei, so dass sich das 
Ergebnis mehr oder weniger als eines des Zufalls dar-
stelle.56

Trotz der Vielfalt der seitens des Schrifttums vor-
geschlagenen Theorien konnte kein optimales und für 
alle annehmbares Konzept für die Würdigung und Ver-
wertung von Beweisen entwickelt werden. In der wis-
senschaftlichen Literatur wurden zudem Alternativvor-
schläge erarbeitet. Nach einem dieser Alternativvor-
schläge sollte die Sanktionierung des Gesetzesverstoßes 
nicht dazu führen, den schuldigen Angeklagten durch 
ein Beweisverwertungsverbot im Ergebnis zu belohnen, 
sondern nur dazu, den regelbrechenden Strafverfol-
gungsbeamten zu sanktionieren.57 So könne beispiels-

53 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 872.
54 BGHSt 19, 325 (332f.); 24, 125 (130); 37, 30 (32); 54, 59 (87). 
55 Die dogmatische Begründung der Abwägungslösung stammt 
vor allem von dem deutschen Wissenschaftler Rogall, siehe 
Rogall, Klaus, Gegenwärtiger Stand und Entwicklungsten-
denzen der Lehre von den strafprozessualen Beweisverboten, 
ZStW, 91 (1979), 1 ff; Heghmanns, Michael, Beweisverwer-
tungsverbote, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 867, 874; Greco, Luís, Warum gerade Beweisverbot? 
Ketzerische Bemerkungen zur Figur des Beweisverwertungs-
verbots, in: Rogall Festschrift, 2018, S. 485. 
56 Dies ergibe sich aus der Art und Anzahl der abzuwägen-
den Faktoren. Der einzelfallbezogene Abwägungsvorgang mit 
ungewissem Ergebnis liege eindeutig nicht im Interesse der 
Rechtsklarheit, siehe Heghmanns, Michael, Beweisverwer-
tungsverbote, in: Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – 
Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 
2018, S. 875 ff.
57 Greco, Luís, Warum gerade Beweisverbot? Ketzerische Be-

weise ein Polizist sanktioniert werden, wenn er den 
Richtervorbehalt bewusst oder willkürlich missachtet 
und mittels einer eigenmächtigen Hausdurchsuchung 
einen Hausfriedensbruch begeht. Zudem könne im Fall 
der Tatprovokation der Provozierende als Anstifter be-
straft werden.58 Ein weiterer Vorschlag bezieht sich auf 
den Schadensersatzanspruch, der sowohl aus der Verlet-
zung von verfassungsrechtlichen Rechten als auch aus 
der Verletzung des Grundrechts auf ein faires Verfahren 
resultieren kann.59

IV. Fazit

Als Ergebnis der Erörterung der verschiedenen Positio-
nen lassen sich die folgenden Grundsätze formulieren, 
die beim Vorgang der Beweiswürdigung zu beachten 
sind: Die Wahrheitserforschung in der Strafsache muss 
innerhalb des gesetzlichen Rahmens erfolgen.60 Sie darf 
im Wesentlichen nur mit prozessual zulässigen Mitteln 
oder Methoden unter Berücksichtigung der Grundrech-
te hergestellt werden.61 In Fallkonstellationen, bei denen 
bewusste Rechtsverstöße und objektiv willkürliches 
Vorgehen der Strafverfolgungsbehörden vorliegen, muss 
ein Beweisverwertungsverbot die unabdingbare Konse-
quenz sein.62 Zudem darf ein Verwertungsverbot nicht 
zu einer Verschlechterung der Rechtsstellung des Ange-
klagten führen.63

merkungen zur Figur des Beweisverwertungsverbots, in: Ro-
gall Festschrift, 2018, S. 485, 513. 
58 Greco, Luís, Warum gerade Beweisverbot? Ketzerische Be-
merkungen zur Figur des Beweisverwertungsverbots, in: Ro-
gall Festschrift, 2018, S. 485, 513.
59 Greco, Luís, Warum gerade Beweisverbot? Ketzerische Be-
merkungen zur Figur des Beweisverwertungsverbots, in: Ro-
gall Festschrift, 2018, S. 485, 514. 
60 Wie der deutsche Bundesgerichtshof (BGH) festgestellt hat, 
dürfe die Wahrheit in einer Strafsache nicht „um jeden Preis“ 
erforscht werden, siehe BGHSt 14, 358, 365; 31, 304, 309; 38, 
214, 220. 
61 Eisenberg, Ulrich, Beweisrecht der StPO, 10. Aufl., 2017, 
S. 139, Rn. 329; BGHSt 14, 365; 19, 329; 31, 308. 
62 Heghmanns, Michael, Beweisverwertungsverbote, in: 
Rotsch, Thomas (Hrsg.), Zehn Jahre ZIS – Zeitschrift für In-
ternationale Strafrechtsdogmatik, 1. Aufl., 2018, S. 881.
63 Roxin, Claus/Schäfer, Gerhard/Widmaier, Gunter, Mühlen-
teichtheorie, StV 11/2006, 655, 656, 660.
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